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Wirren um Website und Wortwechsel
Gegner derNotasylunterkunft Steckbornwehren sich gegenVorwürfe, währendNationalrat Pascal Schmid beimBundesrat vorstellig wird.

Samuel Koch

Reisserisch, Stimmungsmache
undeineSchande fürSteckborn.
So betitelt eine Steckbornerin
die neue Website der Interes-
sengemeinschaft (IG) Anwoh-
ner Asylunterkunft, die seit we-
nigen Tagen online gegangen
ist.Weiter schreibt die Einwoh-
nerin: «Es ist für mich rassis-
tisch, Menschen, die friedlich
die Strasse lang gehen, als Pro-
blembeschreibung zu zeigen.»
Abgedruckt ist dieseMeinung in
der aktuellsten Ausgabe der
SteckbornerLokalzeitung«Bote
vomUntersee und Rhein». Der
Leserbrief ist eine Reaktion auf
eineMeldungderNotasylunter-
kunft-Gegner, dass ihre eigene
Website www.ig-asyl-steckborn.
ch aufgeschaltet worden sei.

Noch viel kontroverser über
die Website diskutiert wird in
der Steckborner Facebook-
Gruppe. Jemandbezeichnet die
IG-Vertreter als renitente Men-
schen. Die suboptimalen Zu-
stände inder umstrittenenNot-
asylunterkunft anderTalstrasse
seien«keinFreipass, alle anden
Pranger zu stellen, Videos und
Fotos von diesen Personen zu
veröffentlichenunddenRechts-
staat damit zu umgehen». Je-
mand anderes schämt sich für
Steckborn.

ÜberVorwürfe lachtmanbei
der IGAnwohnerNotasylunter-
kunft nur. Sie verfolgt das Ziel,
den bestehenden Mietvertrag
der Zivilschutzanlage der Stadt
SteckbornmitdemStaatssekre-
tariat für Migration (SEM) per
Ende Februar als nächstmögli-
chen Termin mit sechsmonati-
gerKündigungsfrist zubeenden.
Dazuhatdie IGerfolgreicheine
Initiative eingereicht, welche

am 15. Februar in einer ausser-
ordentlichen Gemeindever-
sammlung gipfelt.

«Rechtssicherheit im
Quartierwiederherstellen»
Dann entscheidet das Steck-
bornerStimmvolküberdieKün-
digungdesMietvertrages.Aktiv
geworden ist die IG im vergan-
genen Jahr, alsdieNotasylunter-
kunft wegen der zunehmenden
Flüchtlingswelle erstmals ge-
nutzt wurde und immer mehr
Schlagzeilen wegen Problemen
wie Pöbeleien oder Diebstähle
die Runde machten. Auf der
Website schreiben die IG-Ver-
treterunter anderem:«Wirwer-
den alle Schritte unternehmen,
inklusive rechtlicher Schritte,
umdie teils strafbarenHandlun-
gen zu ahnden, die Rechtssi-
cherheit imQuartierwiederher-
zustellen, die Verantwortlichen
indiePflicht zunehmenunddie
Anlage zu schliessen.»

Zu delinquentem Verhalten
hatdie IGauf ihrerWebsite –wie
oft schonvonKritikernverlangt
–mutmasslichesBeweismaterial
gestellt. Zu sehensindFotosvon
Asylsuchenden. Unter zwei
Fotos stehen Untertitel, deren
Inhalt auf denFotosnicht zu se-
hen sind und sich nicht bewei-
sen lassen.Wie jemand, der auf
die Strasse uriniert haben soll.
IG-Mitglied Michael Meni sagt
dazu, dass es Vorkommnisse
gebe, welche aus Pietätsgrün-
den lieber nicht dokumentiert
würden. Und: «Das sindDinge,
welchedieAnwohner erleben.»
Auf Videos sind Einbruchsver-
suche inAutos zu sehen.Zudem
gibt esBilder vonEinsätzenvon
BlaulichtorganisationenvorOrt.
Für Meni sei immer klar gewe-
sen, dass die IG das Verspre-

chen, Beweise vorzulegen, er-
füllen wolle. Das habe man
mitderPublikationderWebsite
getan.

Zwargibt es auch inNesslau
SGundAeschBLBürgerinitiati-
ven gegen Asylunterkünfte. In
SteckbornaberkönnteMitteFe-
bruar mit einem Ja für die Kün-
digung des Mietvertrags ein
Schweizer Novum eintreffen.
Einen Imageschaden für Steck-
born sieht Meni nicht. Er sagt:
«WirmüssendieAugenaufma-
chen! Undmir sagen auch Leu-
te, dass endlichmal jemandauf-
steht.»

Steckborn sei das kleinegal-
lische Dorf, das sich gegen eine
menschenunwürdige Asylpoli-
tik zurWehr setzt.

Verfünffachungvon
Autoeinbrüchen
AufderWebsite ist ebenfalls ein
VideovonSVP-Nationalrat Pas-
cal Schmidzu sehen,der inBun-
desbern kurz vor Weihnachten
einen Vorstoss mit dem Titel
«Einbruch-Hotspot Ost-
schweiz» einreichte. Im Video
sagt Schmid:«Das ist etwas, das
wir nicht hinnehmen können
undmüssen.»

ImThurgau sind letztes Jahr
bis Ende November 1023 Ein-
brüche in und Diebstähle aus

Fahrzeugen verzeichnet, zitiert
Schmid aus der kantonalenKri-
minalstatistik.«Das ist eineVer-
fünffachung gegenüber dem
Jahr2020»,moniert Schmidmit
dem Hinweis, dass neun von
zehn Tätern junge Nordafrika-
ner seien, «meist aus Bundes-
asylzentren».

Deshalb wollte er vom Bun-
desratwissen,welcheMassnah-
men ergriffen werden, «um die
Missständezubekämpfen».Der
Bundesrat hatwenigeTage spä-
ter geantwortet, dass er die
mögliche Gefährdung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ord-
nung ernst nehme. Für deren
Gewährleistung seiendiekanto-
nalen Behörden, für Bundes-
asylzentren hingegen sei das
SEM verantwortlich. «Um die
Massnahmen der verschiede-
nenbetroffenenBehördenbest-
möglich aufeinander abzustim-
men, arbeitet das SEM eng mit
diesen zusammen.»

Das SEM stellt zudem
Aussenpatrouillen mit primär
präventiver Wirkung, wie das
auch in Steckborn gehandhabt
wird. Zudem habe das SEM im
Kampf gegen delinquenteAsyl-
suchende ein Gewaltpräven-
tionskonzept erarbeitet und set-
ze in Asylzentren Konfliktprä-
ventionsbetreuende ein.

UnzufriedenmitAntwort
desBundesrates
Mit dieser Antwort zeigt sich
Schmidnicht zufrieden.Er sagt:
«Wir haben im Asylbereich ein
gewaltiges Problem. Und der
Bund löst es nicht.» Schmid or-
tet einen Vollzugsstau im Asyl-
wesen. Es brauche nicht noch
mehrPräventionskonzepte und
Betreuer, sondern härtere Stra-
fen. Kriminelle Asylsuchende

hätten inderSchweiznichts ver-
loren, der Schutz der eigenen
Bevölkerung gehe vor.

Die Geschehnisse rund um
die Notasylunterkunft in Steck-
born kennt Schmid aus der TZ.
Die umstritteneWebsite der IG
habeer zwargesehen.Dazuäus-
sernwill er sichaber ebensowe-
nigwie zurFrage, obderVertrag
zwischen der Stadt und dem
SEM gekündigt werden soll. Er
sagt: «Das ist eine lokale Ange-
legenheit, dazumöchte ich kei-
nenKommentar abgeben.»

Ob er die IG-Vertreter, wel-
che er persönlich kenne, alsAn-
walt vertritt, möchte Schmid
auch nicht sagen. Er halte sich
ans Anwaltsgeheimnis. Und er
sagt: «Ich habe grosses Ver-
ständnis für die Bevölkerung in
Steckborn.»

DieWebsite der IGals prob-
lematisch bezeichnet die Thur-
gauer Justizdirektorin Cornelia
Komposch. Mit den Videos sei
ebennichtbelegbar, dass es sich
beidenPersonen tatsächlichum
Asylsuchende aus der Zivil-
schutzanlage Steckborn han-
delt. Sie sagt:«Esgibtbisherkei-
nen sprunghaften Anstieg von
AnzeigenwegenkriminellerTa-
ten in Steckborn.» Gleichzeitig
will Komposch nicht negieren,
dass die lang leer gestandene

Notasylunterkunft Herausfor-
derungen wie Pöbeleien oder
Littering mit sich bringt. Und
falls es doch zu kriminellem
Verhalten komme, appelliert
Komposch an die Bevölkerung,
im Fall der Fälle Anzeige zu
erstatten. An der Versammlung
am 15. Februar will Komposch
teilnehmen, einerseits als Re-
gierungsrätin zusammen mit
Camillus Guhl, Leiter Migra-
tionsamt, undallenfalls Polizei-
kommandant Jürg Zingg,
andererseits aber auch als
Stimmbürgerin.

Stadtkasernen-Idee in
RichtungFrauenfeld
Unter dem Register Gedanken
schreiben die IG-Mitglieder
unter anderemauf ihrerWebsite
über den Auszug des Militärs
aus der Frauenfelder Stadtka-
serne.«WiesonichtmitAsylan-
tenausSteckborn füllen?», stel-
len siedieFrage.DieStadtFrau-
enfeld hat die Kaserne im
Stadtzentrum vor wenigenWo-
chen imBaurechtübernommen.

Justizdirektorin Komposch
äussert sich dazu nur, dass dies
in Zusammenarbeit zwischen
demSEMundderStadt erfolgen
könnte.Ausserdembetreibedie
Stadt an der Häberlin- und
Hummelstrasse bereits grosse
Asylunterkünfte.

Zur Idee aus Steckborn äus-
sert sichauchFrauenfeldsStadt-
präsident Anders Stokholm.
EineAnfrage, dieohnehinabge-
lehnt werden würde, sei bisher
nicht bei der Stadt eingetroffen.
Weiter schreibt er, dass «die
Stadt ihrenAnteil an derUnter-
bringung von Flüchtlingen be-
reits zurGenüge leistet».Under
meint: «Zudem ist die Kaserne
leer geräumt.»
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